
Der österreichische 
Ratsvorsitz 2018  
auf einen Blick
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Ich glaube aber, dass es […] ganz besonders entscheidend ist, dass wir […] ni cht 
 vergessen, was die Europäische Union eigentlich ist. Nämlich das größt e Erfolgs-
projekt des 20. Jahrhunderts. Ein Erfolgsprojekt, das 500 Millionen Mens chen in 
einer einzigartigen Art und Weise Friede, Freiheit und zumindest einen be scheidenen 
Wohlstand garantiert […].

Bundeskanzler Sebastian Kurz, Europäisches Forum Alpbach, 27. Aug ust 2018
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Österreich übernahm am 1. Juli 2018 für sechs Monate den Vorsitz im Rat der 
 Europäischen Union (EU). Der EU-Ratsvorsitz stellte inhaltlich und  organisatorisch 
eine besondere europäische Aufgabe dar, die zudem in eine Phase großer 
­Herausforderungen­und­Umbrüche­für­die­EU­fiel.­Österreich­ging­die­Aufgabe als 
Ratsvorsitz entschlossen und mit großem Engagement  an. Viele wichtige  Abschlüsse 
und Fortschritte wurden erreicht.

Ein Europa, das schützt
Unter dem Motto „Ein Europa, das schützt“ stellte der österreichische Ra tsvorsitz drei 
Themen in den Mittelpunkt: innere und äußere Sicherheit,  Sicherung von Wohlstand  
und Wettbewerbsfähigkeit  sowie Stabilität in der Nachbarschaft.  Der österreichische 
Vorsitz trat dafür ein, die EU zu stärken, mehr Bürgernähe zu schaffen, Vertrauen 
 wiederherzustellen  und die Handlungsfähigkeit der Union zu verbessern.

Sicherheit und Kampf gegen illegale Migration
Migration
Illegale­Migration­stellt­eine­der­zentralen­Herausforderungen­für­die­gesamte EU dar.­
Beim informellen Treffen der Staats- und Regierungschefs in Salzburg am 
20. ­September­und­bei­den­Europäischen­Räten­im­Oktober­und­Dezember  konnte 
eine Trendwende  in der europäischen Migrationspolitik bekräftigt  werden. Nicht me hr 
die Verteilungsfrage steht im Vordergrund, sondern der Außengrenzschutz, Rück-
führungen und der Kampf gegen Schleuser. Die Mittelmeerroute ist heute f ür  illegale 
Migration de facto geschlossen und die Ankunftszahlen  illegaler  Migrantinnen und 
­Migranten­sind­seit­2015­um­95­Prozent­zurückgegangen.­Der­­österreichische ­Vorsitz­
 arbeitete intensiv an allen drei Dimensionen: Außengrenzschutz, interne  Dimension 
( Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems) und externer Aspekt (Koopera-
tion­mit­afrikanischen­­Staaten).­In der­Frage­der­Kooperation­mit­nordafrikanischen­
Staaten konnten erste vielversprechende Schienen insbesondere mit  Ägypten,  gelegt 
werden. Bei der EU- Grenzschutzagentur (Frontex) konnte eine Einigung zu einer 
Stärkung des Mandates in den Bereichen Rückführung und Kooperation mit Her kunfts- 
und Transitländern erreicht werden.
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Eine neue Partnerschaft mit Afrika
Eine neue, breit angelegte­Partnerschaft­auf­Augenhöhe­zwischen­Afrika­und­­Europa­
zur gemeinsamen Bewältigung zukünftiger Herausforderungen und zur Nu tzung 
 vorhandenen Potenzials ist überfällig. Österreich veranstaltete daher am 18.  Dezember 
ein hochrangiges Forum Afrik a-Europa­mit­dem­Titel­„Taking­cooperation­to­the­
 digital age“ und unter Teilnahme zahlreicher Staats- und Regierungsch efs sowie von 
fast 1.000 Unternehmerinnen und Unternehmern aus beiden Kontinenten.

Sicherheit
Unter österreichischem Vorsitz konnten wichtige Fortschritte er zielt werden:  EU-weite 
Regeln gegen­die­Verbreitung­terroristischer­Online- Inhalte  und für die  Sicherung 
elektronischer Beweismittel im Netz, die Stärkung­des­europäischen­Netzes­von­
 Verbindungsbeamtinnen und -beamten  für Einwanderungsfragen in Drittstaaten,  
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die Verbesserung der Sicherheit von Ausweisdokumenten und  Aufenthaltst iteln,  der 
bessere Zugang der Behörden zu Finanzinformationen für die  Strafver folgung  zum 
effizienteren­Kampf­gegen­Terrorismus­und­schwere­Kriminalität,­das ­Europäische­
 Strafregisterinformationssystem  (ECRIS), die Stärkung­des­EU-­Katastrophenschutzes 
(rescEU) sowie die Verbesserung der Cybersicherheit  in der EU. 

Bekämpfung von Antisemitismus 
Mit der Ausrichtung der großen Antisemitismus-­und ­Antizionismus-  ­Konferenz­am­
21. November ­gelang­Österreich­ein­wichtiger­Durchbruch:­Der ­Innenministerrat 
nahm­eine­Erklärung­zur­Bekämpfung­von­Antisemitismus­und­zur ­Entwicklung­eines­
­gemeinsamen­Sicherheitskonzepts­für­einen­besseren­Schutz­­jüdischer ­Gemeinschaften­
und Einrichtungen an und auch der Europäische­Rat­am­13.­und­14. ­Dezember gab 
 erstmals ein starkes Bekenntnis  zum Kampf gegen Antisemitismus ab.

Sicherung von Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit
Binnenmarkt
Wichtige Themen des Ratsvorsitzes waren Digitalisierung, Robotik und  Künstliche 
Intelligenz.  Rund 80 Prozent aller vorliegenden Vorschläge im Bereich des  Digitalen 
Binnen marktes konnten erfolgreich abgeschlossen werden. Die Erf olge umfassen die 
 Regelung zur besseren gegenseitigen Anerkennung von Waren,  die Registrierung 
und­Verwaltung­von­„.eu“-Websites, die Schaffung neuer Regelungen zwischen 
­Online-Plattformen­und­Unternehmen­(P2B) sowie die  verbesserte  Verfügbarkeit von 
Informationen des öffentlichen Sektors  zur Förderung von  Innovationen und Start-
ups. Darüber hinaus haben sich die Mitgliedstaaten unter  österrei chischem Vorsitz auf 
die Überprüfung­ausländischer­­Direktinvestitionen in der EU (FDI  Screening)  geeinigt. 
Mehrere Maßnahmen­zur­Bekämpfung­des­Mehrwertsteuerbetrugs wurden von 
Österreich erfolgreich abgeschlossen. Bei der  Besteuerung von digitalen Inhalten  
konnte ein Meinungs umschwung unter den  Mitgliedstaaten und eine soli de Basis für 
die weiteren  Verhandlungen erreicht werden. 

Schutz der Umwelt und des Klimas
Beim Umwelt- und Klimaschutz konnten bedeutende Weichenstellungen fü r die 
­Zukunft vorgenommen­werden:­Unter­österreichischem­Ratsvorsitz­wurde­die CO2- 
­Reduktion­bei­PKWs­fixiert,­Einweg-Plastik­in­Europa­verboten­und­– erstmals 
auf ­EU-Ebene – auch für LKW und Busse ­eine­Reduktion­von­CO2-Emissionen 
­erreicht.­Mit einer­ ambitionierten EU-Position konnte der EU-Ratsvorsitz  wesentli ch 
zur  Vereinbarung  verbindlicher Klimaschutz-Regeln bei der Weltklimakonferenz  in 
­Kattowitz­(3.­bis­14. Dezember)­beitragen.

Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Der Schutz von­Arbeitnehmerinnen­und­Arbeitnehmern­am­Arbeitsplatz­wurde­
durch die Festlegung von neuen Grenzwerten bei acht krebserregenden S toffen 
 entscheidend verbessert. Bei weiteren fünf krebserregenden Stoffen  wurde der Weg 
zu niedrigeren Grenzwerten geebnet. Die Mitgliedstaaten einigten sich zudem auf die 
Schaffung einer neuen Europäischen­Arbeitsagentur, welche sie bei der besseren 
 Anwendung von arbeitsrechtlichen EU-Vorschriften unterstütz en wird. 

Reform des Straßenverkehrssektors
Mit­dem­Durchbruch­zum­Mobilitätspaket,­das­monatelang­verhandelt ­wurde, ­konnten­
fairere Vorschriften für LKW-Fahrerinnen und -Fahrer und  Transportunternehmen  
sowie­wirksamere­Kontrollen­durch­nationale­Behörden­erreicht­werden. Dies ­umfasst­
unter anderem den besseren­sozialen­Schutz­für­die­EU-weit­rund­zwei Millionen  
Fernfahrerinnen und Fernfahrer ­durch­Verbesserung­ihrer­Arbeits-­und ­Ruhebedingungen,­ 
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die  Einführung von neuen digitalen Fahrtenschreibern  bereits ab 2025 sowie Regeln 
für die Kabotage, das heißt für Transporte innerhalb eines anderen EU-Staates.  
Damit wurde ein wesentlicher Schritt zur Verwirklichung des Binnenmarktes  für den 
Güterkraftverkehr  gesetzt. Darüber hinaus wurde ein Ausbau von elektronischen 
Mautsystemen beschlossen.

Stabilität in der Nachbarschaft und Heranführung des 
 Westbalkans / Südosteuropas an die EU

Westbalkan / Südosteuropa
Die Region ist eine traditionelle Priorität in der österreichischen Außen- und 
­Europapolitik.­Der­Annäherungsprozess­der­Länder­an­die­EU­wird­von ­Österreich mit­
Nachdruck unterstützt. Konkrete Fortschritte  wurden durch die Eröffnung von 
­weiteren­Beitrittskapiteln­mit­Serbien (Wirtschafts- und Währungspolitik,  Statistiken) 
und mit Montenegro  (Umwelt und Klimawandel) erreicht. Die Länder der Region 
­wurden­intensiv­in­politische­Treffen,­Konferenzen­und­Veranstaltungen­des ­Vorsitzes­
eingebunden.  Ein intensiver Besucheraustausch  mit der Region fand auf allen 
­Ebenen statt.­Bei­einem­Gipfeltreffen­des­Bundeskanzlers­mit­allen­Regierungschefs­
der Westbalkanstaaten am 19. November in Wien konnte ein klares Zeichen für Dialog 
und regionale Kooperation gesetzt werden.

Östliche Partnerschaft
Ein besonderer Fokus wurde auch auf den Ausbau der Östlichen ­Partnerschaft ­gelegt.­
Durch die­Heranführung­der­Region­an­die­Standards­und­Werte­der­EU­soll­eine­
stabile und­wirtschaftlich­erfolgreiche­Nachbarschaft­gefördert­werden.­­Neben dem­
Treffen der Außenministerinnen und -minister ­am­15.­Oktober­in­­Luxemburg­fand­ 
zur Östlichen Partnerschaft unter anderem auch die Jahreskonferenz  am 7. Dezember in 
Wien statt.
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Mehrjähriger Finanzrahmen 2021–2027
Durch die zielgerichtete und intensive Verhandlungsführung auf al len Ebenen wurden 
wesentliche Fortschritte  erreicht. Dem Europäischen Rat am 13. und 14. Dezember 
konnte ein solider Fortschrittsbericht  sowie eine vollständige Verhandlungsbox  
 vorgelegt werden. Darüber hinaus wurden Grundsatzeinigungen zu fast 50 Prozent 
der sektoriellen Programme erreicht,  unter anderem Erasmus+, Horizont Europa, 
Binnenmarktprogramm, Digitales Europa, Europäisches Solidaritätskorps s owie zur 
künftigen Kohäsionspolitik. 

Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit)
Als Vorsitz­im­Rat­Allgemeine­Angelegenheiten­(Art.­50) leistete Österreich einen 
wichtigen Beitrag­zur­Sicherung­der­einheitlichen Position der EU-27  ­gegenüber dem­
Vereinigten Königreich und unterstützte EU-Chefverhandler Mich el Barnier. 
Der Austritts­vertrag­sowie­die­Politische­Erklärung­zum­zukünftigen­Verhältnis­­wurden­
am­25. ­November­von­den Staats- und Regierungschefs angenommen.  Zudem 
 wurden wichtige begleitende Entscheidungen zum geordneten Austritt  getroffen, unter 
 anderem zur  Umsiedlung  der zwei EU-Agenturen EMA ­(Europäische Arzneimittelagentur)­
und EBA (Europäische Bankenaufsicht) von London nach Amsterdam und Paris. 

Subsidiarität und Bürgerkonsultationen
Mit der Konferenz­„Subsidiarität­als­Bauprinzip­der­Europäischen­Union“­in ­Bregenz­
am 15. und 16. November wurde das Thema wieder auf die europäische  Agenda 
gesetzt.­In­Bregenz­wurde­eine­Erklärung­zur­Stärkung­und­besseren­­Anwendung des­
Subsidiaritätsprinzips­in­der­EU­angenommen,­die­in­die­Zukunftsdebatte beim EU-­
Gipfel­in­Sibiu­im­Mai­2019­einfließen­soll.­Die­EU­soll­Antworten­auf­die großen ­Fragen­
geben und die kleinen Fragen den Mitgliedstaaten, Regionen und  Gemeinden 
 überlassen. Im Zusammenhang mit der Diskussion über die Zukunft der EU wu rden in 
Österreich wie in fast allen Mitgliedstaaten Bürgerkonsultationen  durchgeführt.  
In­Österreich­haben­sich­über­4.000­Bürgerinnen­und­Bürger­daran­beteiligt.­Die Ergeb-
nisse dieser Konsultationen wurden dem Europäischen Rat im Dezember in einem 
­gemeinsamen­Bericht­des­österreichischen­und­des­kommenden­rumänischen Vorsitzes­
vorgelegt.

Wirtschaftliche und soziale Nachhaltigkeit
Ein wichtiges Anliegen für Österreich war ein nachhaltiger Vorsitz.  Veranstaltungen 
im Austria Center Vienna erhielten das Österreichische Umweltzeichen für 
„Green ­Meetings“. Als „e-Presidency“ verwendete der österreichische  Ratsvorsitz   
erstmals ein­eigenes­Delegiertenportal­für­alle­Veranstaltungen­in­Österreich, um­
die Verwendung­von­digitalen­Materialien­statt­Papierausdrucken­zu­fördern.­Mit ­einem­
erstmaligen gemein samen Treffen der Umwelt- und Verkehrsminister innen und 
­-minister,­einem­­Treffen­der Gleichstellungsministerinnen­und­-minister­sowie­der­
Jugend ministerinnen und -minister setzte Österreich weitere si chtbare Signale. 

Der Ratsvorsitz in Zahlen
Erfolge
128­Dossiers­wurden­erfolgreich­verhandelt:­Der­österreichische­Vorsitz hat 53­
­politische­Einigungen­mit­dem­Europäischen­Parlament­sowie­75­Einigungen im Rat­
erreicht.  Darüber hinaus wurden 56 Schlussfolgerungen  und Empfehlungen 
 angenommen, 52 Rechtsakte  wurden von Rat und Parlament unterzeichnet,  und der 
Rat traf  insgesamt 509 weitere Entscheidungen.
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Veranstaltungen
Insgesamt fanden 2.722 Treffen ­im­Rahmen­des­österreichischen­Ratsvorsitzes statt.­
Dabei handelt es sich um Tagungen in unterschiedlichen Gremien in Brüssel, 
­Luxemburg­und­Straßburg­(Gipfel,­Räte,­Vorbereitungsgremien­des­Rates,­Treffen mit­
dem Europäischen Parlament) sowie politische Treffen und andere Tagungen in 
 Österreich und in weiteren europäischen Ländern. 

Wirtschaftsfaktor Ratsvorsitz
Der­Ratsvorsitz­hat­nach­vorläufigen­Zahlen­rund­135­Millionen­Euro­zum­
­österreichischen­Bruttoinlandprodukt­beigetragen. Dadurch wurden 2.305­Arbeits-
plätze geschaffen bzw. gesichert. 

Kulturprogramm
Im Rahmen des Ratsvorsitzes fanden eine­Vielzahl­von­kulturellen­Veranstaltungen ­statt, 
darunter die mit über 62.000 Besucherinnen und Besuchern sehr  erfolg reiche 
 Ausstellung „Klimt­ist­nicht­das­Ende.­Aufbruch­in­Mitteleuropa,­1914–1938“­im ­BOZAR­
in Brüssel sowie die Ausstellung „Museum­in­a­Nutshell – Europa vereint in der Kunst“ 
im Ratsgebäude in Brüssel.
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Kurzüberblick über die Prioritäten der rumänischen EU-Ratspräsidentschaft  

Rumänien hat mit 1. Jänner 2019 zum ersten Mal den EU-Vorsitz übernommen. Rumänien hat sich intensiv 
darauf vorbereitet, u.a. durch das gemeinsame Erstellen des Trioprogrammes Rumänien-Finnland-Kroatien. 
Das Vorsitz-Motto lautet „KohäsioŶ, eiŶ geŵeiŶsaŵer europäischer Wert“. Die PrioritäteŶ siŶd iŶ vier 
Säulen zusammengefasst: 

1. Ein Europa der Konvergenz: Die rumänische Ratspräsidentschaft möchte einen Beitrag zur 
Sicherstellung von Konvergenz und Kohäsion in Europa leisten, um nachhaltige und gleichwertige 
Entwicklungsmöglichkeiten für alle BürgerInnen und alle Mitgliedsstaaten zu erreichen. Dies soll 
durch die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, die Reduktion des Entwicklungsgefälles, die 
Förderung der Konnektivität und Digitalisierung sowie des Unternehmertums und die 
Konsolidierung der europäischen Industriepolitik erreicht werden.  
2. Mehr Sicherheit für Europa: Die rumänische Ratspräsidentschaft beabsichtigt, durch 
verstärkte Kohäsion zwischen den Mitgliedstaaten bei der Bewältigung von neuen 
Herausforderungen für die Sicherheit, die BürgerInnen gefährden, Europa sicherer zu machen. 
Kooperationsinitiativen in diesem Bereich sollen unterstützt werden.  
3. Europa als ein starker globaler Akteur: Während seines Vorsitzes möchte Rumänien dazu 
beitragen, die Rolle der EU als globaler Akteur weiter zu stärken. Die Erweiterungspolitik, die 
Aktionen der EU in Bezug auf ihre Nachbarschaft und die weitere Umsetzung der Globalstrategie 
sollen gefördert werden, um so die notwendigen Ressourcen für die EU sicherzustellen und alle 
globalen Verpflichtungen der EU umzusetzen. 
4.  Ein Europa der gemeinsamen Werte: Der rumänische Ratsvorsitz plant, Solidarität und 
Kohäsion in der EU zu stärken, indem Politiken zur Bekämpfung von Diskriminierung, Sicherstellung 
von Chancengleichheit und Gleichbehandlung zwischen Frauen und Männern gefördert werden. 
Ebenso sollen die BürgerInnen und insbesondere die Jugend stärker in europäische Debatten 
eingebunden werden. 
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Vortrag an den Ministerrat 

Brexit, innerstaatliche Vorbereitungen für den Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der Europäischen Union, Bericht 

Das Vereinigte Königreich hat am 29. März 2017 auf Grund des Ergebnisses des Referendums 
vom 23. Juni 2016 seinen Austritt aus der Europäischen Union erklärt. Entsprechend Art. 50 
des EU-Vertrags wird der Austritt mit dem Inkrafttreten eines Austrittsabkommens oder zwei 
Jahre nach der Austrittsmitteilung wirksam. Nach derzeitigem Stand verlässt das Vereinigte 
Königreich die Europäische Union daher mit 30. März 2019, 0.00 Uhr.  

Die Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich wurden seitens der EU von der 
Europäischen Kommission auf Grundlage von politischen Leitlinien des Europäischen Rates 
und der Verhandlungsrichtlinien des Rates geführt. Die EU wird in diesen Verhandlungen 
durch Michel Barnier vertreten. Er ist Chefverhandler und Leiter der Task Force für die 
Vorbereitung und Durchführung der Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich gemäß 
Art. 50 EUV. Ziel der Verhandlungen war eine Einigung zwischen der EU und dem Vereinigten 
Königreich auf ein Abkommen, das die genauen Modalitäten für einen geordneten Austritt 
des Vereinigten Königreichs aus der EU regelt. Zeitgleich mit dem Austrittsabkommen soll 
von der EU und dem Vereinigten Königreich eine gemeinsame politische Erklärung über den 
Rahmen des zukünftigen Verhältnisses angenommen werden. Verhandlungen über das 
zukünftige Verhältnis können erst nach dem erfolgten Austritt geführt werden.  

Am 14. November 2018 konnte zwischen den Verhandlungsteams der EU und des 
Vereinigten Königreichs eine vorläufige Einigung zum Entwurf des Austrittsabkommens 
erzielt werden. Das Austrittsabkommen wurde in der Folge vom Europäischen Rat (Art. 50) 
am 25. November gebilligt und die politische Erklärung zum zukünftigen Verhältnis 
angenommen. Das insgesamt 585-seitige Austrittsabkommen soll am 30. März 2019, 0.00 
Uhr, in Kraft treten und umfasst die Modalitäten des Austritts des Vereinigten Königreichs 
aus der EU. Für ein rechtzeitiges Inkrafttreten muss das Austrittsabkommen durch das 
nationale Parlament des Vereinigten Königreichs genehmigt werden. Auf EU Seite sind noch 
die Zustimmung durch das Europäische Parlament und ein Beschluss des Rates erforderlich. 

Bisher ist keine Ratikfiation durch das Vereinigte Königreich erfolgt. Nach der Abstimmung 
im Parlament am 15. Jänner 2019 hat sich das reale Risiko eines ungeordneten Austritts des 
Vereinigten Königreichs erhöht. Dieses „No-Deal-Szenario“ hätte zur Folge, dass das 
Vereinigte Königreich ab 30. März 2019 kein EU-Mitglied mehr wäre und so zu behandeln 
wäre (u.a. Austritt Binnenmarkt/Zollunion; Handel nach WTO-Regeln). Das EU-Recht fände 
auf das Vereinigte Königreich keine Anwendung mehr. Österreich setzt sich daher auf EU 
Ebene und bilateral intensiv für einen erfolgreichen Abschluss des Prozesses mit einem 
geordneten Austritt ein. Da der weitere Prozess im Vereinigten Königreich nicht 
vorhergesehen werden kann, hat die Bundesregierung aber auch sicherzustellen, dass 
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rechtzeitig notwendige Vorbereitungen für einen allfälligen ungeordneten Austritt getroffen 
werden. Die Staats- und Regierungschefs der EU27 hatten in den Leitlinien vom 29. April 2017 
bereits festgehalten, dass die EU auch Vorbereitungen für ein mögliches „No-Deal-Szenario“ 
treffen müsse. Bei seinem Treffen am 13. Dezember 2018 rief der Europäische Rat (Art. 50) 
dazu auf, die Vorsorge im Hinblick auf die Auswirkungen des Austritts des Vereinigten 
Königreichs auf allen Ebenen zu intensivieren. Vor diesem Hintergrund arbeitet die 
Europäische Kommission an Maßnahmen auf europäischer Ebene (sogenannte „Brexit 
Contingency Planning“). Bei den davon nicht abgedeckten Bereichen ist jeder Mitgliedstaat 
selbst verantwortlich, alle innerstaatlich notwendigen, nationalen Maßnahmen 
vorzubereiten.  

In Österreich wurden daher folgende Maßnahmen zur Vorbereitung auf einen ungeordneten 
Austritt („No-Deal-Szenario“) getroffen: 

1) Es wurde eine hochrangige, interministerielle „Lenkungsgruppe Brexit“ eingerichtet, 
der die Koordinierung der in der Verantwortung der einzelnen Ressorts liegenden 
Maßnahmen obliegt. Die Lenkungsgruppe umfasst Vertreterinnen und Vertreter aller 
Ministerien, der Verbindungstelle der Länder, des Städte- und Gemeindebundes, der 
Oesterreichischen Nationalbank und der Sozialpartner. Den Vorsitz führt der Leiter 
der Sektion IV „Koordination“ des Bundeskanzleramts (BKA). Die Lenkungsgruppe 
koordiniert die Vorbereitungsarbeiten auf ein „No-Deal-Szenario“ und identifiziert, 
wo nötig, zusätzliche innerstaatliche Maßnahmen, um die Auswirkungen eines 
ungeordneten Austritts bestmöglich abzufedern. Hauptbetroffen sind insb. die 
Bereiche Bürgerrechte (insb. Aufenthaltsrecht, Soziale Sicherheit), Verkehr und Zoll.  

2) Zur Schließung der gesetzlichen Lücken, die im Zuge eines ungeordneten 
Ausscheidens des Vereinigten Königreichs aus der EU auftreten könnten, ist ein 
Sammelgesetz in Ausarbeitung. In diesem Zusammenhang wird es jedenfalls zu 
Anpassungen in den Bereichen folgender Ressorts kommen: BMOEDS, BMNT, 
BMASGK, BMI, BMEIA, BMBWF, BMVRDJ. Dazu wurden heute bereits die ersten 
Begutachtungsverfahren eingeleitet. Die Bundesregierung geht in enger Abstimmung 
mit der Europäischen Kommission vor.  

3) Das Vereinigte Königreich hat zugesagt, dass Österreicher und Österreicherinnen, die 
bereits zum Zeitpunkt des Austritts im Vereinigten Königreich waren, auch weiterhin 
dort leben und arbeiten können. Die Bundesregierung wird im Sinne der Reziprozität 
für die in Österreich lebenden britischen Staatsangehörigen eine dementsprechende 
Lösung vorschlagen.  

4) Im BKA wurde unter Einbeziehung des BMEIA eine „Task Force Brexit“ eingerichtet, 
der die BKA-internen Vorbereitungsarbeiten auf das „No-Deal-Szenario“ obliegen.  

5) Alle Ressorts haben zur Begleitung der Austrittsverhandlungen und mit Blick auf die 
Möglichkeit eines “No-Deal-Szenarios“ angemessene interne Strukturen geschaffen 
und in allen Ressorts, bei den Sozialpartnern sowie auf Landesebene wurden für den 
Brexit zuständige Ansprechpersonen benannt.  

6) Aufgrund der letzten Entwicklungen stellt das Bundeskanzleramt auf seiner Website 
für vom Brexit betroffene Personen, Organisationen und Unternehmen 
Informationen über die Auswirkungen und geplanten Maßnahmen bei einem 
ungeordneten Austritt zur Verfügung.  
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7) Aufgrund der letzten Entwicklungen hat die Bundesregierung im Bundeskanzleramt 
auch eine eigene Hotline eingerichtet, über die sich betroffene Bürgerinnen und 
Bürger an fachkundige Expertinnen und Experten wenden können.  

8) Darüber hinaus stellen Fachressorts und die Sozialpartner, wie etwa die 
Wirtschaftskammer Österreich, auf ihren Webseiten spezifische Informationen für 
Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen bereit.  

9) Für Österreicherinnen und Österreicher, die im Vereinigten Königreich aufhältig sind, 
werden vom BMEIA Informationen u.a. über die Österreichische Botschaft in London 
zur Verfügung gestellt (https://www.bmeia.gv.at/oeb-london/).  

 

Allfällige Mehrkosten, die durch diese Maßnahmen entstehen, werden aus den laufenden 
Budgets der zuständigen Ressorts getragen. 

Für den Fall eines tatsächlichen ungeordneten Austritts des Vereinigten Königreichs wird sich 
der Ministerrat umgehend mit der Angelegenheit befassen und dann erforderlichenfalls 
weitere Schritte auf der Basis der Arbeiten der hochrangigen, interministeriellen 
„Lenkungsgruppe Brexit“ beschließen.  

Ebenso beabsichtigt die Bundesregierung in einem solchen Fall, zu einem geeigneten 
Zeitpunkt den Nationalen Sicherheitsrat einzuberufen, um mögliche Auswirkungen in 
Angelegenheiten der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu erörtern.  

 

Wir stellen daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

16. Jänner 2019 

Mag. Gernot Blümel, MBA  
Bundesminister 

i. V. Herbert Kickl 
Bundesminister 
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Vortrag an den Ministerrat 

(No-Deal-)Brexit-Begleitgesetz 2019 

Das Vereinigte Königreich hat am 29. März 2017 auf Grund des Ergebnisses des Referendums 
vom 23. Juni 2016 seinen Austritt aus der Europäischen Union erklärt. Entsprechend Art. 50 
des Vertrags über die Europäische Union (EUV) wird der Austritt mit dem Inkrafttreten eines 
Austrittsabkommens oder zwei Jahre nach der Austrittsmitteilung wirksam. Nach 
derzeitigem Stand verlässt das Vereinigte Königreich die Europäische Union daher mit 
30. März 2019, 0.00 Uhr.  

Art. 50 Abs. 2 EUV sieht vor, dass die Union mit dem betreffenden Mitgliedstaat ein 
Austrittsabkommen aushandelt und schließt. Am 14. November 2018 konnte zwischen den 
Verhandlungsteams der EU und des Vereinigten Königreichs eine vorläufige Einigung zum 
Entwurf des Austrittsabkommens erzielt werden, das am 25. November vom Europäischen 
Rat (Art. 50) gebilligt wurde.  

Das Austrittsabkommen muss vom Vereinigten Königreich im Einklang mit seinen 
verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert werden. Auf EU Seite sind noch die 
Zustimmung durch das Europäische Parlament und ein Beschluss des Rates erforderlich. 
Bisher ist keine Ratikfiation durch das Vereinigte Königreich erfolgt. Nach der Abstimmung 
im britischen Unterhaus am 15. Jänner 2019 hat sich das reale Risiko eines ungeordneten 
Austritts des Vereinigten Königreichs erhöht. 

Dieses „No-Deal-Szenario“ hätte zur Folge, dass das Vereinigte Königreich ab 30. März 2019 
kein EU-Mitglied mehr wäre und so zu behandeln wäre (u.a. Austritt Binnenmarkt/Zollunion; 
Handel nach WTO-Regeln). Das EU-Recht fände auf das Vereinigte Königreich keine 
Anwendung mehr.  

Am 16. Jänner hat die Bundesregierung daher eine Reihe von Maßnahmen zur 
innerstaatlichen Vorbereitung für einen allfälligen ungeordneten Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der Europäischen Union beschlossen, darunter die Ausarbeitung eines 
Sammelgesetzes zur Schließung der gesetzlichen Lücken, die im Zuge eines ungeordneten 
Ausscheidens des Vereinigten Königreichs aus der EU auftreten könnten. 
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Mit dem vorliegenden Sammelgesetz werden nun die auf Gesetzesebene für diesen Fall 
notwendigen Vorkehrungen getroffen. Das Sammelgesetz betrifft fünfzehn Gesetze aus den 
Regelungsbereichen öffentlicher Dienst, Arbeit, Bildung, Finanzen, Inneres, Integration, 
Justiz und Landwirtschaft. Es wurde auf Grundlage der von den einzelnen Bundesministerien 
übermittelten Teilentwürfe erstellt. Die vorgesehenen gesetzlichen Maßnahmen sollen nur 
unter der Bedingung in Kraft treten, dass das Vereinigte Königreich ohne Austrittsabkommen 
gemäß Art. 50 Abs. 2 EUV aus der EU austritt. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem Bundesgesetz, mit 
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, das Land- 
und forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Land- und forstwirtschaftliche 
Landesvertragslehrpersonengesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Studienförderungsgesetz 1992, das Betriebliche Mitarbeiter- und 
Selbständigenvorsorgegesetz, das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, das 
Integrationsgesetz, die Rechtsanwaltsordnung, das EIRAG und das Marktordnungsgesetz 
2007 geändert werden sowie ein Bundesgesetz zur kollisionsrechtlichen Beurteilung von im 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland registrierten Gesellschaften mit 
Verwaltungssitz in Österreich erlassen wird (Brexit-Begleitgesetz 2019 – BreBeG 2019), samt 
Erläuterungen, Textgegenüberstellung und Wirkungsfolgenabschätzung dem Nationalrat zur 
verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

30. Jänner 2019 

 

Mag. Gernot Blümel, MBA 
Bundesminister 
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